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Die sog. 2. Säule der Agrarpolitik wird von der EU-Kom-
mission und den meisten Bundes- und Länderpolitikern als 
innovative Errungenschaft in der praktischen Agrar- und 
ländlichen Regionalpolitik gefeiert. Von wissenschaftlicher 
Seite (KOESTER, 2003; HENNING, 2005) findet man jedoch 
eine eher zurückhaltende bis ablehnende Haltung zu dieser 
„neuen“ und ergänzenden Politikausrichtung, die aber bei 
genaueren Hinsehen gar nicht soviel Neues gegenüber der 
bisherigen Agrarstruktur- und Agrarumweltpolitik vor Ein-
führung der „2. Säule“ enthält.  
Das Argument, das im Zuge des Abbaus der Agrarmarkt-
stützung aufgrund des außenhandelspolitischen Drucks die 
sog. Säule der Agrarpolitik lediglich einen anderen Weg zur 
Befriedigung der landwirtschaftlichen Interessen darstellt, 
ist nicht von der Hand zu weisen, wenngleich dieses Argu-
ment von der Notwendigkeit einer regionalpolitischen Ge-
staltung des ländlichen Raums ablenken könnte. Insbeson-
dere die im Jahre 2000 erfolgte Herausnahme der ländli-
chen Entwicklung (sog. 5b-Förderungen) aus dem allge-
meinen Struktur- und Regionalfonds und die Zuordnung 
zum Garantiefonds „Landwirtschaft“ verdeutlicht auch die 
Ersatzfunktion ländlicher Entwicklungspolitik und sicher-
lich auch die Eigeninteressen einzelner Abteilungen der 
EU-Kommission. Jedenfalls ist eine nachvollziehbare Be-
gründung für eine weitgehend eigenständige landwirtschaft-
liche Regionalförderung und durchgängiges Prinzip der 
Neuorientierung bei der ländlichen Entwicklungspolitik 
nicht erkennbar. Aus Sicht einer umfassenden und effekti-
ven Entwicklung und Förderung des ländlichen Raums 
muss die im Jahre 2000 erfolgte Aufspaltung in eine land-
wirtschaftlich orientierte Regionalförderung (2. Säule der 
EU-Agrarpolitik) und in eine allgemeine Wirtschaftsförde-
rung im Rahmen der Strukturfonds tatsächlich als ein Rück-
schritt angesehen werden.  
Gerade unter den Bedingungen in Deutschland kann eine 
vorrangig agrarorientierte Förderung immer weniger den 
regionalen Gesamterfordernissen gerecht werden. Das Pro-
gramm „Ländliche Entwicklung“ weckt zwar den Eindruck 
und die Hoffnung einer konzeptionellen Gesamtentwick-
lung des ländlichen Raums, faktisch erfüllt der Inhalt des 
Programms jedoch nicht diese Erwartungen. Trotz einer 
viel versprechenden Namensgebung wird eine Politik fort-
gesetzt, die sich eindeutig an sektoralen Interessen orien-
tiert. Glaubwürdige und für den Bürger nachvollziehbare 
Politik sollte aber auch das Politikfeld so benennen, dass 
nach außen hin deutlich wird, was tatsächlich dahinter 
steht. Die Tatsache, dass sich landwirtschaftliche Betriebe 
im ländlichen Raum befinden, kann wohl kaum eine hinrei-

chende Begründung für die Bezeichnung „Ländliche Ent-
wicklung“ abgeben.  
Dabei ist es vielfach durchaus im Sinne der landwirtschaft-
lichen Familien, wenn durch eine zukunftsfähige Regional-
entwicklung die Wirtschaftskraft und Beschäftigungslage 
gestärkt wird. Dies kann unter speziellen regionalen Bedin-
gungen im landwirtschaftlichen oder außerlandwirtschaftli-
chen Bereich sein. In vielen Fällen wird jedoch eine Förde-
rung im außerlandwirtschaftlichen Bereich einen größeren 
Effekt auf die Regionalwirtschaft auslösen (größerer In-
vestitions- und Beschäftigungsmultiplikator). So haben z.B. 
spezielle Untersuchungen zur den Beschäftigungseffekten 
der Förderung des ökologischen Landbaus gezeigt, dass der 
Wirtschaftskraft- und Beschäftigungseffekt unter Berück-
sichtigung der Verlagerungs- und Substitutionseffekte nahe 
bei Null bzw. teilweise negativ ist. Wie aus der allgemeinen 
Wachstums- und Strukturwandeltheorie bekannt ist, gehen 
von einem gesamtwirtschaftlichen Wachstum zahlreiche 
positive Impulse auf die wirtschaftliche Situation der 
Landwirtschaft aus, insbesondere dann, wenn sich auch im 
landwirtschaftlichen Sektor entsprechende Strukturanpas-
sungen vollziehen. 
Fast in allen Regionen im Bundesgebiet liegt heute der 
Beschäftigungsanteil der Landwirtschaft unter der Arbeits-
losenquote. Über eine aktive landwirtschaftliche Investiti-
ons- und Wachstumspolitik sind somit allenfalls marginale 
Effekte auf dem regionalen Arbeitsmarkt erwartbar. Viel-
fach wird eine Investitionsförderung in der Landwirtschaft 
zu Rationalisierungen in den Betrieben und damit zu nega-
tiven Beschäftigungswirkungen führen. Auf der anderen 
Seite die landwirtschaftlichen Familien, vor allem die Ne-
benerwerbsbetriebe davon profitieren, wenn neue Beschäf-
tigungsmöglichkeiten geschaffen werden. Wenn dadurch 
die Bevölkerung in den ländlichen Regionen stabilisiert 
wird, hat das auch positive Wirkungen auf die Nachfrage, 
insbesondere bei Direktvermarktung. Wenn die Kommunen 
gestärkt werden, können landwirtschaftliche Betriebe auch 
als Dienstleiter in der Landschaftspflege, im ländlichen 
Tourismus oder bei anderen kommunalen Diensten tätig 
werden. Es liegt auch im Interesse der Landwirte, wenn ein 
funktionierender regionaler Arbeits-, Investitionsgüter-, Kon-
sumgüter- und Betriebsmittelmarkt im ländlichen Raum 
aufrechterhalten oder geschaffen werden kann. Schließlich 
ist für die landwirtschaftlichen Familien auch die Aufrecht-
erhaltung einer ländlichen Infrastruktur im Bereich Bil-
dung, Gesundheit, Verwaltung und Kultur von Bedeutung.  
Die Strukturen sind heute in den ländlichen Regionen in 
Deutschland und natürlich noch mehr in Europa so unter-



All rights reserved www.gjae-online.de

Agrarwirtschaft 55 (2006), Heft 3 

138 

schiedlich, dass weitgehend vorstrukturierte einheitlich euro-
päische Regionalförderung kaum den unterschiedlichen 
Entwicklungschancen gerecht werden kann. Diese Einsicht 
ist nicht neu, sondern bereits vor 25 Jahren in einer umfas-
senden Untersuchung ländlicher Entwicklungschancen und 
Hemmnisse in 12 Fallstudienregionen in der damaligen EU 
aufgezeigt worden (HENRICHSMEYER et al., 1986). Die da-
malige ansatzweise Erprobung des Konzeptes der „Integrier-
ten ländlichen Entwicklung“ hat gezeigt, dass ein sektor-
übergreifender Entwicklungsansatz, der entsprechend den 
regionalen Bedingungen ganz unterschiedliche Entwick-
lungspfade erlaubt, am ehesten zum Erfolg führt. Die obi-
gen Argumente und der sich erst ansatzweise abzeichnende 
demographische Druck in ländlichen Regionen machen 
einen solchen Ansatz notwendiger denn je.  
Mit der neuen „Verordnung über die Förderung der Ent-
wicklung des ländlichen Raums durch den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums“ (ELER) hat sich an den zentralen Inhalten – außer 
der Namensänderung und der Zuordnung einzelner Berei-
che – wenig verändert. Es bleibt bei zwei unterschiedlichen 
Zuständigkeiten, Finanzierungsprinzipien sowie Durchfüh-
rungs- und Kontrollsystemen der landwirtschaftlichen und 
gewerblichen Regionalförderung (Struktur- und Regional-
fondsförderung), die auch im ländlichen Raum greift. Es 
wird zwar auch in diesen Programmen von „Integrierter 
Politik“ gesprochen und es werden auch Strukturen und 
Entscheidungsgremien gefordert, die den Vorstellungen 
einer Integrierten Politik für den ländlichen Raum entspre-
chen, faktisch werden aber die Maßnahmen und Projekte 
realisiert, die aus vollkommen rationaler regionaler Sicht 
den höchsten Förderanteil enthalten bzw. die meisten Mittel 
in die Region bringen. Wie praktische Erfahrungen zeigen, 
werden zwar häufig auf „Runden Tischen“ unter reger 
Beteiligung regionaler Akteursgruppen regional angepasste 
und Erfolg versprechende Konzepte entwickelt, am Ende 
aber entscheiden die Förderkonditionen und die Erwartun-
gen über förderfähige Vorhaben über die Inhalte des regio-
nalen Entwicklungsplan. Dieses Verhalten ist auch auf 
Länderebene zu finden und auch die EU-Verhandlungen 
sind zunehmend von den eigenen Interessen über Mittel-
ströme geprägt, wie der letzte Gipfel im Dezember 2005 
eindrucksvoll gezeigt hat.  
Vor diesem Hintergrund fällt eine Erklärung der praktizier-
ten Politik mit den Ansätzen der Politischen Ökonomie 
nicht besonders schwer (vgl HENNING, 2005). Für die ein-
zelnen Handelnden lässt sich durchaus rationales Verhalten 
nachvollziehen. Das Gesamtsystem bleibt wegen des Aus-
einanderklaffens von Aufbringen und Verwendung öffentli-
cher Finanz- und Fördermittel und aufgrund der erläuterten 
sektoralen Ausrichtung ineffizient. Dies gilt vor allem auch, 
wenn man die Fülle der angebotenen Programme zur Re-
gionalförderung in Betracht zieht, wie z.B. LEADER,  
EQUAL, INTERREG, verschiedene nationalen Program-
me, wie „Regionen Aktiv“ oder spezifische und ergänzende 
Länderprogrammen. Die Widersprüchlichkeiten zwischen 
den einzelnen Maßnahmen, die vertikalen Politik- und Finan-
zierungsverflechtungen führen zu zahlreichen Verwerfun-
gen und kaum nachvollziehbaren politischen Verantwort-
lichkeiten und Kontrollen. Die aufwendigen mehrstufigen 
Kontrollsysteme (Evaluierungen) der regionalen Entwick-
lungsprogramme schaffen zwar Beschäftigungen bei spe-

zialisierten Consulting-Büros, eine effektive Kontrolle kann 
dadurch kaum gewährleisten können. Demokratische Ges-
taltung und Kontrolle durch die betroffenen Bürger wird 
dabei faktisch durch eine aufgeblähte Expertokratie und 
Bürokratie ersetzt. Die Entscheidungen der sog. Runden 
Tische“ bzw. regionalen Entwicklungsgruppen werden 
nicht demokratisch kontrolliert. Die Gründe für einen Miss-
erfolg bei Projekten können immer auf die nächst höhere 
Ebene geschoben werden, wie umgekehrt die höheren Ebe-
nen darauf verweisen können, dass die ausführenden Ebe-
nen nicht hinreichend den Intentionen der Programme ge-
folgt sind. Das hohe Maß an Förderung regionaler Maß-
nahmen durch EU, Länder oder Bundesprogramm wird 
mittlerweile auch als Argument dafür verwendet, dass die 
Regionen auf bestimmten Gebieten nichts tun, da es ja 
dafür keine Förderung gibt. Mehr denn je kommt es heute 
auf findige und aktive Bürgermeister in den Gemeinden, 
auf persönlichen Beziehungen in politischen System und 
auf spezialisierte (Subventions-) Berater an, ob und wie viel 
eine ländliche Gemeinde von den bestehenden Programmen 
profitieren kann und wie diese aus Sicht der Kommune am 
besten kombiniert werden können. Vielfach werden gerade 
die am meisten bedürftigen Gemeinden nicht erreicht, weil 
der notwendige Eigenanteil an der Gesamtfinanzierung nicht 
aufgebracht werden kann. Ein wesentliches Grundanliegen 
der Regionalpolitik wird dadurch auf den Kopf gestellt.  
Aus dieser politischen Zwickmühle ist durch marginale 
Korrekturen und Perfektionierungen der Programme nicht 
zu entkommen. Um im Gesamtsystem ein höheres Maß an 
Rationalität zu erreichen, ist vielmehr eine grundlegende 
Umorientierung notwendig, die sind wieder an den eigentli-
chen Anliegen einer Regionalpolitik für den ländlichen 
Raum orientiert. Als allgemeine Grundprinzipien einer 
zukunftsfähigen Regionalpolitik dürften die folgenden 
Orientierungslinien wenig strittig sein:  
• Orientierung an marktwirtschaftlichen Prinzipien und 

Stärkung der Marktkräfte (auch mit Blick auf wettbe-
werbsfähige Regionen im Globalisierungsprozess), 

• sozialer Ausgleich im Sinne des grundlegenden Ziels der 
Raumordnung „Schaffung gleichwertiger Lebensbedin-
gungen“ in allen Räumen des Bundesgebiets bzw. in Eu-
ropa (Konvergenzziel),  

• Ausgleich überregionaler Leistungen und interregionaler 
spillovers, insbesondere von überregionalen Umweltleis-
tungen und Umweltbelastungen, 

• Staatliche Bereitstellung von Infrastruktur und öffentli-
chen Leistungen. 

In einem föderalistischen Staatssystem sollte dabei eine 
weitgehende Dezentralisierung und Stärkung des Subsidia-
ritätsprinzips angestrebt werden. Insbesondere sollte es 
darum gehen, weitestgehend die regionalen Kompetenzen 
zu nutzen und die vorhandenen dezentralen politischen 
Strukturen in die konkrete Politikgestaltung und demokrati-
sche Kontrolle und Verantwortung einzubinden. Dies be-
deutet, dass lokale Belange auch auf lokaler Ebene gestaltet 
und finanziert werden sollten. So mag z.B. eine Dorferneu-
erungsmaßnahme aus Sicht einer Kommune sinnvoll sein, 
aber es lässt sich kaum eine nachvollziehbare Begründung 
dafür finden, dass eine solche Maßnahme von Brüssel, über 
Berlin und über die Landesebene konzipiert, finanziert und 
kontrolliert werden muss.  
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Wie sich theoretisch leicht zeigen lässt, führt das Nebenein-
ander von mischfinanzierten Projekten (z.B. im Rahmen 
von LEADER) und eigenständigen Aufgaben der Kommu-
ne mit vollständiger Eigenfinanzierung zu gravierenden 
Fehlallokationen. Dies soll am Beispiel von zwei mögli-
chen Projekten mit folgenden Gesamtkosten und Nutzen 
verdeutlicht werden:  

 Projekt 1 Projekt 2 
Potentieller Gesamtnutzen in 
1 000 € 

100 200 

Voraussichtliche Gesamt-
kosten in 1 000 €  

50 150 

Nutzen-Kosten-Relation 2 1,33 

Im Falle einer vollständigen Souveränität der Kommune 
würde natürlich das Projekt 1 realisiert. Neben der günsti-
geren Nutzen-Kosten-Relation mag die Tatsache, dass die 
verfügbaren Haushaltsmittel ohnehin nur eine Realisierung 
von Projekt 1 erlaubt, eine Rolle spielen.  
Wenn sich die Gemeinde aber z.B. in einer Leader-Region 
befindet, so kann der Fall eintreten, dass alleine Projekt 2 
die Bedingungen für eine Leader-Förderung erfüllt und eine 
Kofinanzierung von Seiten der EU, des Bundes und des 
Landes erhält. Bei einem durchaus üblichen Finanzierungs-
beitrag von 80%, ergeben sich für die Kommune lediglich 
Kosten in Höhe von 30 000 €. Dadurch verändert sich die 
Nutzen-Kosten-Relation auf 6.6. Projekt 2 wird somit aus 
Sicht der Kommune vorzüglich (geringere Kosten, günsti-
gere Nutzen-Kosten-Relation, höherer Gesamtnutzen). Die 
Kommune wird somit alle Anstrengungen unternehmen, 
das Projekt 2 in die Leader-Förderung zu bekommen, da in 
diesem Fall auch wesentlich höhere Investitionsausgaben 
mit Multiplikatoreffekten in der Kommune anfallen, die 
zudem überwiegend von außen finanziert werden.  
Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ist dies jedoch eine ein-
deutige Fehlallokation. Würde der Finanzbeitrag ohne Pro-
jektbindung der Kommune zur Verfügung gestellt, so wür-
de die Kommune Projekt 1 realisieren und den verbleiben-
den Betrag zur Haushaltssanierung verwenden, was lang-
fristig positive Wirkungen auf die kommunale Handlungs-
fähigkeit hat.  
Dieses Beispiel ist durchaus typisch für verschiedene Be-
reiche der Politik für ländliche Entwicklung. Auch bei ein-
zelbetrieblichen Maßnahmen wird durch EU bzw. bundes-
einheitliche Maßnahmen eine Investitionslenkung herbeige-
führt, die den unterschiedlichen regionalen Verhältnissen 
kaum gerecht wird und damit insgesamt zu Effizienz- und 
Wohlfahrtsverlusten und auch nicht notwendigerweise zu 
einem sozialen Ausgleich entsprechend dem Konvergenz-
prinzip führt. Dies gilt in abgeschwächter Form auch für 
Agrarumweltmaßnahmen und für die flächenbezogenen 
Ausgleichszahlungen.  
Es gibt in der Tat verschiedene Belege dafür, dass aus Sicht 
regionaler Entscheidungsträger eine andere Verwendung 
der Finanzmittel erfolgen würde, wenn diese frei zur Ver-
fügung stünden. So wurde in einer Studie (PICK et al., 1996) 
über kooperative Regionalplanung am Beispiel der Region 
Uckermark festgestellt, dass von den regionalen Akteuren 
vollkommen andere Prioritäten gesetzt würden, wenn die 
verschiedene projekt- und maßnahmengebundenen Förder-

mittel frei nach regionalen Prioritäten aufgeteilt werden 
könnten.  
Die Folge dieser vertikalen Politik- und Finanzverflechtun-
gen sind fortgesetzte Fehlallokationen, die jedoch von den 
meisten in diesem Politikfeld Beteiligten verteidigt und als 
regionale Wohltaten betrachtet werden. So wird z.B. in der 
Zeitschrift DIE ZEIT vom 5. Jan. 2006 über eine über eine 
schottische Dudelsackschule berichtet, die mit 190 000 € 
EU-Mittel gefördert wurde bei einem Umsatz von 5 000 €. 
Ähnliche Beispiele, die aus regionaler Sicht als Wohltat der 
EU gefeiert werden, sind auch in Deutschland zu finden.  
Tatsächlich wird die Diskussion um die Regionalpolitik fast 
(ausschließlich) von der Ausgabenseite her geführt, wobei 
vielfach der Eindruck vorherrscht, als wenn durch diese 
Politik zusätzliche Mittel bereitgestellt bzw. generiert wür-
den. Tatsächlich handelt es sich jedoch lediglich um eine 
Umverteilung, wobei den Bürgen insgesamt mehr Mittel 
abverlangt werden, als sie zurückerhalten. Der Staat kann 
nur das umverteilen, was den Bürgern zuvor zwangsweise 
entzogen wird. Nun kann eine solche Umverteilung zwi-
schen Regionen und Sektoren sehr wohl gerechtfertigt sein, 
wenn sie sich an nachvollziehbaren, wohlbegründeten und 
gesellschaftlichen akzeptierten Grundsätzen orientiert. Die 
derzeit praktizierte Umverteilung führt jedoch zweifelsohne 
zu gravierenden räumlichen und sektoralen Allokationsver-
zerrungen und Effizienzverlusten und orientiert sich nicht 
einmal an allgemeinen und nachvollziehbaren sozialen oder 
umweltspezifischen Kriterien. Vielfach werden gerade 
benachteiligte Regionen, vor allem solche, die den eigenen 
Finanzbeitrag nicht aufbringen können bzw. nicht genügend 
eigene Initiativen für eine Förderbewerbung entfalten, nicht 
gefördert. Nun ist es nicht nur so, dass solche Regionen leer 
ausgehen, sie werden tatsächlich negativ betroffen, da diese 
Regionen natürlich auch an der Aufbringung der Finanzmit-
tel beteiligt sind.  
Das Programm „Ländliche Entwicklung“ und auch die neue 
ELER-Verordnung wird zunehmend als Ersatzleistung für 
notwendig gewordenen Korrekturen der Agrarpreispolitik 
verstanden und nicht als eine an den Prinzipien der Regio-
nalpolitik orientierten Gestaltung ländlicher Räume. Ent-
sprechend wird eine Reihe von Maßnahmen flächende-
ckend angeboten, analog zur Flächenbeihilfe im Rahmen 
der Marktpolitik. Nun mag man argumentieren, dass in 
diesem Fall die oben begründeten regionalen Verzerrungen 
kaum auftreten, allerdings ist eine Förderung aller Regio-
nen im eigentlichen Sinne keine Regionalpolitik mehr, 
sondern allenfalls eine Sektorförderung, die mit den Prinzi-
pien einer integrierten ländlichen Entwicklung nichts mehr 
gemein hat. Über viele andere Probleme, wie Mitnahmeef-
fekte bei den agrarumweltbezogenen Förderungen, ist in 
der Literatur vielfach berichtet worden (z.B. BAUER und 
NUPPENAU, 2005).  
Aus den genannten Argumenten folgt, dass eine grundle-
gende Neuorientierung der Politik für den ländlichen Raum 
notwendig ist. Eine solche Rückbesinnung auf die Prinzi-
pien und grundlegenden Notwendigkeiten regionalpoliti-
scher Steuerung ist von verschiedenen Seiten bereits lange 
gefordert worden (z.B. RAT VON SACHVERSTÄNDIGEN FÜR 
UMWELT, 1996; WISSENSCHAFTLICHER BEIRAT BEIM 
BMELV, 2005). Auch die beim letzten EU-Gipfel verein-
barten Überprüfungen der Finanzierung und der gesamten 
Agrar- und ländlichen Entwicklungspolitik deuten darauf 
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hin, dass auch auf politischer Ebene eine Notwendigkeit für 
eine solche Neuorientierung gesehen wird. Angesichts der 
bestehenden Disparitäten und der zunehmenden Differen-
zierung sowie der vielfältigen gesellschaftlichen und um-
weltbezogenen Leistungen des ländlichen Raum kann es 
dabei nicht um eine Schwächung oder eines Zurückfahrens 
der ländlichen Regionalpolitik gehen, sondern um eine 
zielgerichtete Gestaltung sowie um eine Entflechtung und 
Zuordnung von Kompetenzen, Finanzen und Vorantwor-
tung zu den einzelnen politischen Ebenen entsprechend 
dem Subsidiaritätsprinzip. All die Argumente, die gegen-
wärtig im Rahmen der Föderalismusdiskussion für Bundes- 
und Länderkompetenzen vorgebracht werden, gelten in 
analoger Weise für die EU-Regionalpolitik zur Förderung 
ländlicher Räume, wobei lediglich die einzubeziehenden 
Politikebenen breiter gespannt sind, nämlich von der EU-
Ebene bis zu kommunalen Ebene. Auch folgende Bereiche 
sollten nach Auffassung des Verfassers (vgl. auch BAUER, 
1997)als wesentliche Elemente einer solchen Neuorientie-
rung gesehen werden:  
• Konzentration der Aufgaben auf EU-Ebene auf überge-

ordnet notwendige Regelungsbereiche. Darunter fallen 
u.a. die außenhandelspolitischen Regelungen, große Be-
reiche der Entwicklungspolitik, Formulierung von pro-
duktbezogenen Umweltstandards als Voraussetzungen für 
einen Binnenmarkt, überregional bedeutsame Infrastruk-
tur- und Umweltmaßnahmen (z.B. europäische Wasser- 
und Verkehrswege, europäische Naturschutzparks). Eine 
Konzentration auf Gesamtaufgaben der EU und die über-
geordneten Belange kann durchaus zu einer Stärkung der 
EU und zu Effizienzvorteilen führen. Im Sinne eines fö-
deralen Systems sollte dabei in der Tat in geeigneten Be-
reichen eine komplette Kompetenzverlagerung auf EU-
Ebene erfolgen und nicht nur additiv zu nationalen und 
regionalen Institutionen auch noch eine europäische Ebe-
ne hinzugefügt werden. So könnten z.B. in europäischen 
Drittlandsvertretungen die Aufgaben der nationalen Bot-
schaften zusammengeführt und so administrative Einspa-
rungen erzielt werden bei gleichzeitiger einheitlicher Au-
ßendarstellung der EU.  

• Dezentralisierung und Rückführung regionalpolitischer 
Aktivitäten auf die nach dem Subsidiaritätsprinzip bestge-
eignete regionale Ebene. Dies würde eine entsprechende 
Dezentralisierung aller wesentlichen Bereiche des gegen-
wärtigen EU-Programms für ländliche Entwicklung bzw. 
des künftigen ELER umfassen. Integrierte ländliche Ent-
wicklung kann nur dann die vollen Kräfte entfalten, wenn 
die regionalen Stärken und Schwächen (Entwicklungspo-
tentiale und Hemmnisse) in die Entwicklungskonzeptio-
nen eingehen. Dies erfordert jedoch eine Orientierung an 
den regionalen Besonderheiten und Wettbewerbsverhält-
nissen, was wiederum eine Nutzung regionalen Sachwis-
sen voraussetzt. Um eine tatsächliche Gestaltung entspre-
chend den regionalen Prioritäten zu erreichen, sollte – wie 
oben begründet – die regional verantwortlichen Ebene 
dann auch eine vollständige Finanzierung übernehmen 
und damit auch einer eindeutigen und (für den Bürger) 
nachvollziehbaren demokratischen Kontrolle unterliegen.  

• Stärkung der Finanzausstattung der regionalen (kommu-
nalen) Ebene. Um die größeren Aufgaben dezentral in ei-
gener Verantwortung durchführen zu können, sollte ein 
höherer Steueranteil in kommunaler Hand verbleiben. Die 

dadurch entstehende Entlastung auf EU und Bundesebene 
lässt sich leicht z.B. in einen entsprechend höheren Ein-
kommenssteueranteil der Kommunen umrechnen. Die 
Kommunen würden dann nicht mehr mit Wohltaten der 
EU und des Bundes bedient, sondern gezwungen, mit den 
Finanzmitteln aus den Ressourcen der Kommune selbst 
wirtschaftlich umzugehen.  

• Eine solche Dezentralisierung erfordert eine Stärkung des 
regionalen Finanzausgleichs um dem Prinzip der regiona-
len Solidarität (gleichwertige Lebensverhältnisse) gerecht 
zu werden. Ein solcher Finanzausgleich muss sich einmal 
an der Wirtschaftskraft und an sozialen Kriterien der ein-
zelnen Regionen auf europäischer Ebene orientieren. Zum 
anderen müssen überregional bedeutsame Infrastruktur-
leistungen und umweltbezogene regionale Spillovers in 
einen solchen Ausgleich einbezogen werden. Die spezifi-
schen Leistungen ländlicher Räume und auch die Um-
weltbelastungen von Ballungsräumen können so in adä-
quater Weise (möglichst durch outputorientierte Aus-
gleichs- und Anreizsysteme) ökonomisch gelenkt werden. 
Ob eine Kommune dann z.B. Agrarumweltzahlungen an 
Landwirte leistet oder in eigener Regie Naturschutzmaß-
nahmen (z.B. auf kommunalen Flächen) durchführt, wird 
sicherlich von Region zu Region unterschiedlich ent-
schieden werden. Wichtig ist nur, dass sich die Umwelt- 
und Naturschutzleistungen und -belastungen in adäquater 
Form in den laufenden Finanzzuweisungen widerspiegeln. 
Dabei muss klar sein, dass dauerhafte umweltbezogene 
Leistungen (öffentliche Güter) mit überregional bedeut-
samem Charakter auch eine dauerhafte überregionale  
Finanzierung erfordern, auch wenn die Verantwortung auf 
regionaler Ebene liegt.  

• Förderung integrierter Entwicklungskonzepte und Regio-
nalmanagement. Um die Bewältigung der o.g. weit rei-
chenden Aufgabenerweiterungen der Kommunen zu un-
terstützen, scheint eine Förderung der Erstellung regiona-
ler integrierter Entwicklungskonzepte sinnvoll. Aus Sicht 
der Kommunen kann damit externes Know-how günstig 
„eingekauft“ werden, um eine konzeptionelle und ma-
nagementorientierte Unterstützung für die eigene Ent-
wicklung zu erhalten. Die im GAK-Rahmenplan 2005-
2008 beschlossenen „Grundsätze zur Förderung der Integ-
rierten Ländlichen Entwicklung“ stellen eine adäquate 
und gut fundierte Grundlage für solche Unterstützung re-
gionaler Akteure dar. Diese überregionale (nationale oder 
EU-finanzierte) Unterstützung sollte allerdings nicht die 
Äquivalenz von Entscheidungs-, Durchführungs-, Finan-
zierungs- und Kontrollzuständigkeit und demokratische 
Verantwortung regionalpolitischer Maßnahmen stören.  

• Förderung einer allgemeinen Regionalberatung, von Pilot-
projekten und der Regionalforschung in ländlichen Raum. 
Ähnlich wie einzelbetriebliche Beratung überwiegend als 
öffentliches Gut angeboten wird, sollte den Kommunen 
auch eine spezialisierte Regionalberatung zur Seite ge-
stellt werden. Damit kann insbesondere dem Argument 
begegnet werden, dass auf kommunaler Ebene nicht hin-
reichendes Wissen und Ideenvorrat vorhanden ist. Regio-
nale Pilotprojekte, wie sie auch in der Städtebauförderung 
erfolgreich durchgeführt werden, können helfen, neue 
Entwicklungen zu erproben (z.B. alternative Systeme zur 
Bewertung von Umweltleistungen ländlicher Räume, Pilot-
vorhaben zur effizienten Wärmenutzung bei Bioenergie-
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anlagen, neue Formen der Infrastrukturversorgung in 
dünn besiedelten ländlichen Regionen). Allerdings ist 
darauf zu achten, dass aus Pilotvorhaben nicht groß di-
mensionierte Förderprojekte werden. Gerade vor dem 
Hintergrund der abzusehenden demographischen Verän-
derungen werden auf viele ländliche Regionen tief grei-
fende Veränderungen zukommen. Hierzu bedarf es einer 
stärkeren Integration mit der regionalen Wirtschafts- und 
Infrastrukturpolitik, der allgemeinen Raumordnung und 
Regionalplanung, der Arbeitsmarktpolitik, der Agrarpoli-
tik und der Umwelt- und Naturschutzpolitik. Eine ver-
stärkte Forschung in diesem Bereich stellt eine wesent-
liche Voraussetzung für tragfähige Entwicklung des länd-
lichen Raums in einer künftig veränderten Gesellschaft 
dar.  

Nach allen Erfahrungen mit grundlegenden Politikänderun-
gen ist kaum damit zu rechnen, dass kurz- und mittelfristig 
eine Neuausrichtung einer Politik für den ländlichen Raum 
angegangen wird, da die beharrenden politischen Kräfte 
entgegen der ökonomischen und sozialen Vernunft über-
wiegen. Die Reformvorschläge der Konferenz von Cork, 
die in die hier skizzierte Richtung weisen, sind aufgrund 
der Partikularinteressen einzelner Ressorts bislang nicht 
weiter verfolgt worden. Auf der anderen Seite wird der 
demographische Wandel tief greifende Einschnitte in ver-
schiedenen ländlichen Regionen hinterlassen, die mit den 
bisherigen Instrumentarien immer weniger bewältigt wer-
den können. Mit zunehmendem Abstand zur Phase der 
Agrarhochpreispolitik wird es immer schwieriger werden, 
die agrarbezogenen Ausgleichszahlungen zu rechtfertigen. 
Auch dürfte der Finanz- und Handlungsspielraum der 
Kommunen aufgrund von Bevölkerungsrückgang und 
Pflichtaufgaben weiter geringer werden, sodass sich ver-
mutlich ein stärkeres Bewusstsein über das Finanzaufkom-
men der Regional- und Sektorpolitik aus den wirtschaftli-
chen Aktivitäten in der Region entwickeln wird. Schließlich 
werden die Ankündigungen eines „Europas der Regionen“ 
immer weniger glaubwürdig, wenn gleichzeitig mit gesamt-
europäischen Maßnahmen in regionale Einzelheiten „hinein 
regiert und finanziert“ wird. Die Ablehnung der europäi-
schen Verfassung von einigen Ländern mag ein Indiz für 
die künftig kritischere Haltung der Bevölkerung darstellen.  
Es scheint, dass die EU-Kommission mit der begonnenen 
kritischen Überprüfung ihrer umfangreichen Verordnungen 
erste Lehren daraus gezogen hat. Weitergehende Entflech-
tungen und eine Neubesinnung werden viel politische Kraft 
kosten, weil natürlich immer bestimmte „heilige Kühe“ 
geschlachtet werden müssen und einzelne Privilegien und 
politische und administrative Machtpositionen davon be-
troffen sind. Auf der anderen Seite ist zu sehen, dass das 
gegenwärtige komplizierte und vielfach verschachtelte 
System durch verschiedene historische Ereignisse und Zu-
fälligkeiten entstanden ist, sodass heute vielfach keine 
durchgängigen Prinzipien mehr erkennbar sind. Die Bun-
deskanzlerin hat kürzlich angekündigt, „heilige Kühe“ zu 

schlachten zugunsten einer stärkeren Orientierung an all-
gemeinen Prinzipen in der Politik. Wie aufgezeigt, bietet 
die Politik für ländliche Räume hierfür ein breites politi-
sches Betätigungsfeld. 
Die Reform der Agrarpolitik lehrt allerdings auch, dass vor 
allem auf europäischer Ebene erst viele Kräfte wirksam 
werden müssen und ein drastischer (unausweichlicher) 
politischer Druck entstehen muss, bevor wirklich Reformen 
erfolgen. Auch in der ländlichen Regionalpolitik ist es an 
der Zeit, von lieb gewordenen Privilegien politischer und 
gesellschaftlicher Gruppen Abschied zu nehmen und wie-
der eine Rückbesinnung auf die eigentlichen Prinzipien der 
ländlichen Entwicklung in Gang zu setzen.  
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